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Potential an zusätzlichen Teilzeitarbeitsplätzen in der Verarbeitenden 
Industrie und im Bauhauptgewerbe 
Ergebnisse einer repräsentativen Unternehmensbefragung* 
Werner Friedrich, Gernot Nerb, Lutz Reyher, Eugen Spitznagel** 
In dem vorliegenden Beitrag werden Ergebnisse einer repräsentativen Befragung vorgelegt, die 
gemeinsam vom Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) und vom Ifo-Institut, 
München, im November 1977 bei Unternehmen der Verarbeitenden Industrie und des Bauhaupt-
gewerbes durchgeführt wurde. Eine ähnliche Befragung war bereits Ende 1976 bei demselben 
Berichtskreis durchgeführt worden. 
Im Rahmen der erneuten Erhebung wurden auch Unternehmen des Groß- und Einzelhandels 
mit — vergleichbaren und zusätzlichen — Fragen konfrontiert. Darüber wird an dieser Stelle 
zu einem späteren Zeitpunkt berichtet werden. 
Die wichtigsten Ergebnisse der Befragung sind: 
Ende 1977 rechneten die Unternehmen der Verarbeitenden Industrie für 1978 im Durchschnitt 
mit einem realen Produktionswachstum um knapp + 2 %. Auf mittlere Sicht — in den näch-
sten 3 bis 5 Jahren — erwarten 36 %der befragten Unternehmen eine Produktionssteigerung, 
22 %erwarten keine Änderung und 4 % befürchten einen Rückgang. 38 %halten die Entwicklung 
derzeit für nicht vorausschätzbar. Vergleichsweise pessimistischer und auch unsicherer als in der 
Verarbeitenden Industrie sind die Unternehmen im Bauhauptgewerbe. 
Die Industriebeschäftigung wird sich nach dem Urteil der Unternehmen 1978 kaum verändern. 
Das Spektrum der Beschäftigungserwartungen ist dabei aber breit aufgefächert: 18 % der Unter-
nehmen rechnen mit einer Zunahme um durchschnittlich + 5,4 %, 25 % mit einer Abnahme um 
durchschnittlich — 5,7 %und 57 %mit unveränderter Beschäftigtenzahl. Im Bauhauptgewerbe wird 
sich der Beschäftigungsabbau 1978 spürbar verlangsamen. Auf mittlere Frist rechnet ein Drittel 
der Industrieunternehmen mit konstanter Beschäftigung, 16%erwarten eine Zunahme und 15% 
eine Abnahme. 37 %halten eine Vorausschätzung nicht für möglich. Noch größer ist diese 
Unsicherheit offensichtlich im Bauhauptgewerbe: Die Hälfte der befragten Unternehmen hält 
die Entwicklung für nicht vorausschätzbar. Die andere Hälfte erwartet mittelfristig eine 
Stabilisierung bei insgesamt weiterhin leicht rückläufiger Tendenz. 
Die relativen Beschäftigungschancen vor allem für Frauen, Teilzeitbeschäftigte, Verwaltungs-
kräfte und ältere Arbeitnehmer gelten nun als mittelfristig nicht mehr so ungünstig wie in den 
letzten Jahren. Die Ausbildungsbereitschaft der Unternehmen nimmt zu. Die Nachfrage nach 
qualifizierten Kräften wird weiterhin überproportional ansteigen. 
Das ungenutzte Arbeitsplatzpotential in der Verarbeitenden Industrie ist noch auf rd. 500 000 
Plätze zu veranschlagen (Bauhauptgewerbe: 175 000). Es handelt sich dabei weitgehend um Ar-
beitsplätze an — infolge vorübergehend eingeschränkter Schichtarbeit — teilgenutzten Anlagen. 
Die anhaltende Unterauslastung hat nach den Angaben der Unternehmen zur Verlängerung der 
durchschnittlichen Lebensdauer der technischen Kapazitäten geführt. 
Nach Einschätzung der befragten Industrieunternehmen existiert ein beträchtliches Potential von 
380 000 zusätzlichen Teilzeitarbeitsplätzen, die allein durch Teilung von Vollzeitarbeitsplätzen 
angeboten werden könnten. Teilzeitarbeit wird im Vergleich zur Vollzeitarbeit vor allem hin-
sichtlich Personalzusatzkosten, Arbeitsplatzausstattung und Verwaltungsaufwand überwiegend 
negativ eingeschätzt. Weit überwiegend positiv fällt das Urteil der befragten Unternehmen aller-
dings hinsichtlich ertragsrelevanter Aspekte wie Leistung je Arbeitsstunde, regionales Arbeitsan-
gebot sowie Krankheitsfälle und sonstige Fehlzeiten aus. 
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3. Bauhauptgewerbe 
3.1  Zur Entwicklung von Produktion und Beschäf-
tigung 
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mittlere Sicht 
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1. Einleitung 
Das Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 
(IAB) der Bundesanstalt für Arbeit (BA) und das Ifo-
Institut für Wirtschaftsforschung haben zusammen im 
  
MittAB 2/78  235 November   1977   erneut  eine   repräsentative  Unterneh-
mensbefragung durchgeführt.
1) 
An der schriftlichen Umfrage beteiligten sich 
•  2 001 Unternehmen der Verarbeitenden Industrie mit 
rund ⅓ der in diesem Sektor Beschäftigten, 
•  340   Unternehmen   des   Bauhauptgewerbes  mit   rund 
6 %der hier erwerbstätigen Arbeitnehmer und 
•  l 810 Unternehmen des Groß- und Einzelhandels mit 
zusammen   rund   11 %  der   Beschäftigten   in   diesem 
Bereich. 
Für die Industrie- und Bauunternehmen wurde ein ein-
heitlicher Fragebogen verwendet. Den Unternehmen des 
Groß- und Einzelhandels ging ein speziell auf die Pro-
blemlage im Handel zugeschnittener Fragebogen zu, der 
zudem auch einige Fragen enthielt, die in der voraus-
gegangenen Befragung 1976 den Industrie- und Bau-
unternehmen bereits gestellt worden waren. Die 
Fragebogen enthalten einen Standardteil  mit einigen 
Grundfragen, die in jährlich zu wiederholenden Befra-
gungen wiederkehren. 
Hiermit wird versucht, in einigen grundlegenden Pro-
blembereichen — z. B. Veränderung der Produktion und 
Beschäftigung, Veränderung der Beschäftigungsstruktur, 
Auslastung der technischen Kapazität — sowohl zu ex-
post-Zeitreihen als auch — im Hinblick auf zukunfts-
orientierte Fragen — zu „rollierenden“ Prognosen auf 
der Basis von Unternehmenserwartungen zu gelangen. 
Neben diesen Standardfragen wurden Spezialfragen an 
die Unternehmen gerichtet, die teils dazu dienten, die 
Ergebnisse vorangegangener Befragungen zu ergänzen 
und zu vertiefen, die aber teils auch neue Problem-
bereiche ansprechen. So wurde z. B. versucht, mit weite-
ren Fragen herauszufinden, wie groß die gegenwärtig 
nutzbaren Arbeitsplatzreserven sind. Schließlich galt es, 
zu einigen im Zusammenhang mit der gegenwärtigen 
beschäftigungspolitischen Diskussion wichtigen Fragen die 
Einschätzungen der Unternehmen in Erfahrung zu brin-
gen. Hierzu zählen z. B. die Frage nach dem Potential 
an Teilzeitarbeitsplätzen und nach den Vor- und Nach-
teilen von Teilzeitbeschäftigung im unternehmerischen 
Kalkül. 
Mit dem vorliegenden Beitrag
2) sollen zunächst die wich-
tigsten Ergebnisse dieser Umfrage dargestellt werden. 
Das Resultat einer eingehenderen Analyse des umfang-
reichen Materials beider Erhebungen wird ebenfalls in 
einem weiteren Beitrag veröffentlicht werden. Schwer-
punkte dieser Analyse werden dabei einmal die Ver-
knüpfung dieser Umfrageergebnisse mit den Ergebnissen 
des Ifo-Investitionstests sein (der Kreis der befragten 
Unternehmen ist in beiden Fällen weitgehend identisch). 
Zweitens gilt es, die vorliegenden Antworten auf Fragen 
nach den Arbeitsplatzreserven mit den herkömmlichen 
Arbeitsplatzpotentialberechnungen zusammenzuführen. 
Ferner ist die Treffsicherheit der kurz- und mittelfristi-
gen Erwartungsaussagen dieser Umfragen zu überprüfen, 
1) Eine ähnliche Erhebung war im Jahr davor vorausgegangen. Vgl. Nerh, 
G., L. Reyher, E. Spitznagel, Struktur, Entwicklung und Bestimmungs-
größen  der  Beschäftigung  in  Industrie  und  Bauwirtschaft  auf mittlere 
Sicht, in: MittAB 2/77, S. 291 ff. 
2)  Dieser Aufsatz  wird  zugleich  im  Ifo-Schnelldienst  Nr. 22/78  veröffent-
licht. 
3)  Dabei  wurde  jeweils  nach  4 Beschäftigungsgrößenklassen  unterschieden. 
In der Verarbeitenden  Industrie und  im Bauhauptgewerbe wurde diffe-
renziert nach Unternehmen mit weniger als 50 Beschäftigten, 50 bis 199 
Beschäftigten,  200 bis 999  Beschäftigten  sowie  1000  und  mehr  Beschäf-
tigten. Im Einzel- und Großhandel bezogen sich die Klassen auf Unter-
nehmen mit bis zu 4 Beschäftigten, 5 bis 9 Beschäftigten, 10 bis 49 Be-
schäftigten und 50 und mehr Beschäftigten. Damit wurde den völlig ver-
schiedenen  Größenklassen-Strukturen  der  hier  untersuchten  Wirtschafts-
bereiche Rechnung getragen. 
also festzustellen, ob und inwieweit Befragungen dieser 
Art ein taugliches Prognoseinstrument sein können. 
Schließlich ist vorgesehen, das vorliegende einzelbetrieb-
liche Befragungsmaterial über die übliche Sektoren- und 
betriebsgrößenklassenspezifische Betrachtung hinaus auch 
unter anderen, mehr beschäftigungsbezogenen Perspek-
tiven zu aggregieren und zu analysieren. Im Vordergrund 
stehen dabei Fragen nach den wechselseitigen Zusammen-
hängen zwischen Qualifikationsstruktur der Arbeits-
kräfte, Lohnniveau, Investitionsverhalten sowie Entwick-
lungstendenz und Stabilität der betrieblichen Beschäf-
tigung. 
Der beträchtliche Umfang der Stichprobe (insgesamt 
4 151 teilnehmende Unternehmen) sowie ihre Stuktur 
gewährleisten die Repräsentativität. Durch das hier ge-
wählte Verfahren der schriftlichen Unternehmensbefra-
gung kann eine weit höhere Zahl von Unternehmen ein-
bezogen werden als dies — in dem gegebenen Kosten-
und Zeitrahmen — bei einer mündlichen Befragung zu 
erreichen gewesen wäre. Ein weiterer Vorteil des schrift-
lichen Umfrageverfahrens ist schließlich darin zu sehen, 
daß hier auch solche Tatbestände in Erfahrung gebracht 
werden können, die bei mündlichen Interviews ausge-
spart werden müssen, da der Befragte die notwendigen 
Informationen nicht parat hat. Bei schriftlichen Um-
fragen können dagegen von verschiedenen Stellen die 
erforderlichen Informationen eingeholt werden. Wenn 
auch im Ifo-Berichtskreis darauf geachtet wird, daß ein 
repräsentativer Querschnitt der in der Bundesrepublik 
Deutschland existierenden Firmen erfaßt wird, so kann 
es doch aufgrund der unterschiedlichen Rücklaufquoten der 
Fragebogen bei dem Verfahren der schriftlichen 
Befragung zu leichten Verzerrungen bei der Besetzung 
nach Beschäftigtengrößenklassen und Hauptgruppen 
kommen. Aus diesem Grunde wurden hier zunächst in 
jeder Branche die Befragungsergebnisse nach 4 Unter-
nehmensgrößenklassen gegliedert.
3) Diese Ergebnisse 
wurden dann entsprechend den Anteilen dieser Größen-
klassen an der Zahl der Beschäftigten in der Branche 
(laut amtlicher Statistik) zu Branchenergebnissen zusam-
mengefaßt. Auch die Komprimierung der Branchenergeb-
nisse zu Hauptgruppenwerten erfolgte anhand der Be-
schäftigtenanteile der Branchen laut amtlicher Statistik. 
Diese Vorgehensweise bietet — zusammen mit der gro-
ßen Stichprobe — die Gewähr für unverzerrte, reprä-
sentative Umfrageergebnisse. 
Der gegenüber der Industrie niedrigere Repräsentations-
grad in der Bauwirtschaft ist darauf zurückzuführen, daß 
dieser Bereich strukturell durch Klein- und Mittelbetriebe 
gekennzeichnet ist. Da hier jedoch eine relativ große 
Anzahl von Betrieben erfaßt wurde und auch die Hoch-
rechnung anhand der tatsächlichen Größenklassenstruktu-
ren der Gesamtheiten vorgenommen wurde, kann davon 
ausgegangen werden, daß die gewonnenen Ergebnisse wie 
in der Industrie ebenfalls repräsentativ und also aus-
sagefähig sind. 
Die in den Übersichten für die Industriehauptgruppen, 
die Verarbeitende Industrie insgesamt und das Bauhaupt-
gewerbe ausgewiesenen Firmenmeldungen sind mit den 
jeweiligen Beschäftigtenanteilen gewichtet. So bedeutet 
z. B. die Angabe (vgl. Übersicht 2) „25 %der Unternehmen 
erwarten für 1978 eine Abnahme der Beschäftigten-zahl“, 
daß  „die  Unternehmen, die einen Rückgang der 
Beschäftigtenzahl für 1978 erwarten, insgesamt 25 %der 
Beschäftigten repräsentieren.“ 
Insgesamt deuten die vorliegenden Ergebnisse beider Er-
hebungen darauf hin, daß repräsentative Unternehmens- 
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mit dessen Hilfe originäre Informationen über statistisch 
sonst nicht belegte Tatbestände in den Unternehmen, 
über quantitative und qualitativ-strukturelle Unterneh-
menserwartungen und über beschäftigungspolitische Ver-
haltensmuster und Reaktionsweisen von Unternehmen 
auf bestimmte Konstellationen und arbeitsmarktpolitische 
Maßnahmen ermittelt werden können. Mit Befragungen 
dieser Art können offenkundig bisher unüberwindbare 
Wissenslücken der Arbeitsmarktforschung geschlossen 
oder zumindest verringert werden. Damit können sie zu-
gleich wichtige Bausteine zur Bewältigung der dringenden 
Aufgabe beisteuern, vorherrschende, doch zugleich oft 
recht empirieferne theoretische Ansätze zur Erklärung 
des Arbeitsmarktgeschehens zu überprüfen und ggf. durch 
realitätsnähere Theoreme zu ersetzen. Die nachstehende 
Darstellung der Ergebnisse bezieht sich auf die 
Verarbeitende Industrie und das Bauhauptgewerbe. Die 
Darstellung der Ergebnisse der Umfrage im Handel folgt 
in einem weiteren Aufsatz nach. 
2. Verarbeitende Industrie 
2.1 Zur Entwicklung von Produktion und Beschäftigung 
In der vorliegenden Erhebung wurde erstmalig auch nach 
der bisherigen wie nach der zukünftigen, erwarteten 
Produktionsentwicklung  in den Unternehmen gefragt. 
Dabei wurde — über eine reine Tendenzumfrage hinaus 
— im Falle einer positiven oder negativen Veränderung 
der Produktion (real) auch nach dem prozentualen Aus-
maß dieser Veränderung gefragt. Hiermit wird nicht nur 
der Rahmen der analytischen Möglichkeiten dieser pri-
mär beschäftigungsbezogenen Umfragen erweitert, son-
dern darüber hinaus auch eine gewisse Möglichkeit ge-
schaffen, die Umfrageergebnisse anhand von amtlichen 
Statistiken zu überprüfen. 
Der Vergleich zeigt im ganzen eine gute Übereinstim-
mung. Zu den verbleibenden Abweichungen können ver-
schiedene Faktoren beitragen, wie unterschiedliche Er-
hebungskonzepte (Unternehmens- und Betriebskonzept), 
unterschiedliche Grundgesamtheiten hinsichtlich der Be-
triebsgrößen, Stichprobenfehler usw. Allerdings ist zu 
betonen, daß Abweichungen in dem hier festgestellten 
geringen Ausmaß, beurteilt nach den vorrangigen Ziel-
setzungen und Fragestellungen dieser Erhebungen, ohne 
nennenswerte Bedeutung sind. 
Wie die Übersicht l zeigt, meldeten 54 % der befragten 
Unternehmen für 1977 eine Zunahme der Produktion 
um durchschnittlich 10 %gegenüber dem Vorjahr. Eine 
relativ gleich starke Abnahme der Produktion fand 
hiernach in 21 % aller Unternehmen statt. In den rest-
lichen 25 % der Unternehmen hatte sich die Produktion 
gegenüber dem Vorjahr nicht verändert. Zusammenge-
wichtet ergibt sich hieraus für 1977 eine Steigerung der 
Produktion insgesamt um 3,2 °/o. In der amtlichen Sta-
tistik wird ebenfalls eine Zunahmerate von 3,2 %aus-
gewiesen. Dies zeigt die Realitätsnähe der vorliegenden 
Befragungsergebnisse. Auch in den Hauptgruppen und 
in den wichtigsten Industriezweigen stimmen die hier 
ermittelten Produktionswachstumsraten gut mit der amt-
lichen Produktionsstatistik überein. 
Die auf dieser Basis erhobene Produktionsprognose für 
1978 weist auf eine ähnliche Entwicklung wie im Vor-
jahr hin: Im Durchschnitt rechnen die Betriebe der Ver-
arbeitenden Industrie für 1978 mit einer Produktions-
steigerung von knapp 2 %. Dabei wird in fast der Hälfte 
aller Unternehmen eine Stagnation der Produktionstätig-
keit erwartet, in 41 %aller Fälle eine Steigerung um 
durchschnittlich 8 %und in rund einem Zehntel aller 
Unternehmen ein Rückgang um 9 %im Durchschnitt. Auch 
diese Produktionsprognose für 1978 stimmt sowohl für die 
Verarbeitende Industrie insgesamt als auch für die 4 
Hauptgruppen weitgehend überein mit jüngsten Pro-
gnosen anderer Provenienz. 
Hervorzuheben ist hierbei insbesondere die Aufgliede-
rung der Gesamtentwicklung nach expandierenden, sta-
gnierenden und schrumpfenden Unternehmen, eine Auf-
gliederung, die der amtlichen Statistik nicht zu entneh-
men ist. Diese Aufgliederung verdeutlicht das außer-
ordentlich breite Spektrum einzelbetrieblicher Entwick-
lungspfade, das sich hinter einer durchschnittlichen Wachs-
tumsrate der Gesamtheit verbirgt. So hat z. B. 1977 mehr 
als die Hälfte aller Industrieunternehmen ein kräftiges 
Produktionswachstum (um durchschnittlich 10°/o) reali-
siert. Dies wirft die Frage nach der Realitätsnähe von 
Erklärungsansätzen auf, die die insgesamt schwache Auf-
wärtsentwicklung, wie sie die amtliche Produktionsstati-
stik zeigt, auf generelle  Wachstumshindernisse der ver-
schiedensten Art- globale Sättigungstendenzen, institu-
tionelle Hemmnisse, Kostenbelastung, Ertragslage, Inno-
vationsschwäche, allgemeine „Wachstumsmüdigkeit“, 
Konsolidierungsstreben, Arbeitskräftemangel usw. — zu-
rückführen wollen. Diese Aufgliederung der Unterneh-
men nach jeweiliger Produktions- und Beschäftigungs-
entwicklung stellt zugleich den Angelpunkt für weiter-
führende analytische Ansätze dar, die demnächst verfolgt 
werden sollen. 
Die Produktionsvorausschätzungen der Industrieunter-
nehmen auf mittlere Sicht (3 bis 5 Jahre gegenüber 1977) 
sind zwar mit beträchtlicher Unsicherheit behaftet: Im 
Durchschnitt der Industrie enthielten sich hier mehr als 
ein Drittel aller Unternehmen einer Äußerung. Immer-
hin rechnen dennoch 36 % der befragten Unternehmen 
auch in den kommenden Jahren mit einer Steigerung der 
Produktion und erwarten weitere 22% keine Verände-
rung der Produktionstätigkeit. Einen Rückgang befürch-
ten nur 4 % der Unternehmen mit Sicherheit. Nach 
Größenklassen gegliedert zeigt sich ein deutlicher Zu-
sammenhang: Je größer die Unternehmen (gemessen an 
der Beschäftigtenzahl), desto häufiger sind positive 
Wachstumserwartungen anzutreffen, desto seltener sind 
„Stimmenthaltungen“. Umgekehrt ist der Anteil der Fir-
men, die die Produktionstätigkeit in den nächsten Jahren 
nicht für vorausschätzbar hält, um so größer, je kleiner 
die Beschäftigtenzahl je Betrieb. Dahinter verbirgt sich 
vermutlich auch der unterschiedliche Entwicklungsstand 
betrieblicher Produktionsplanung, die, wie andere Unter-
suchungen mehrfach gezeigt haben, um so ausgeprägter 
ist, je größer das Unternehmen. Die zum Jahresende 
1976 für 1977 erwartete Beschäftigungsentwicklung (Ver-
arbeitende Industrie: — 0,3 °/o) stimmt gut mit der l Jahr 
danach gemeldeten tatsächlichen Entwicklung überein 
(- 0,1 %). 
Der Vergleich der Erhebungsergebnisse zur Frage der 
Beschäftigungsentwicklung  mit den Ist-Daten der Indu-
strieberichterstattung zeigt ebenfalls eine weitgehende 
Übereinstimmung (vgl. Übersicht 2). Auch hier zeigt sich 
eine breite Spanne nach Entwicklungstypen von Unter-
nehmen: So haben im vergangenen Jahr 37 %der Indu-
strieunternehmen ihre Beschäftigung um durchschnittlich 
rd. 6 %erhöht, hielten 29 % aller Unternehmen die Be-
schäftigung konstant, während gut ⅓ die Erwerbstätigen-
zahl um durchschnittlich 7 %abgebaut hatte. 
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 Bemerkenswert ist hierbei, daß 1977 die Beschäftigungs-
veränderung um so ungünstiger war, je kleiner die 
Beschäftigtenzahl je Betrieb: Während in Klein- bis Mit-
telbetrieben (bis zu 200 Beschäftigten) die Beschäftigten-
zahl insgesamt zurückgegangen ist, nahm sie in den Be-
trieben der darüberliegenden Größenklassen zu. Für 1978 
erwarten die Industrieunternehmen im ganzen gesehen 
kaum noch eine Veränderung der Beschäftigtenzahl (— 
0,4 °/o). 18 % der Unternehmen werden expandieren, bei 
25 % wird ein weiterer Beschäftigungsabbau erwartet, 
beides prozentual im etwa gleichen Ausmaß (6 °/o). In 
mehr als der Hälfte aller Unternehmen wird 
gleichbleibende Beschäftigung erwartet. Das Bild der 
Antworten auf die Frage nach der Beschäf-
tigungsentwicklung auf mittlere Frist ähnelt stark dem 
der Antworten auf die Frage nach der Produktionserwar-
tung in den nächsten Jahren. 37 % aller Unternehmen 
halten eine derartige Vorausschätzung nicht für möglich, 
16%erwarten eine Beschäftigungssteigerung, ⅓ aller 
Unternehmen rechnet mit konstanter Beschäftigung, 
15%erwarten eine Abnahme der Beschäftigtenzahl in 
den nächsten Jahren. Bei den 
Beschäftigtengrößenklassen zeigt sich hier hinsichtlich 
des Anteils der Unternehmen, die sich nicht äußerten, das 
gleiche Bild wie bei der Frage nach der 
Produktionsentwicklung. Offensichtlich ist dies ebenso 
Ausdruck einer unterschiedlichen Intensität von 
Personalplanung in Abhängigkeit von der Beschäftigten-
größenklasse. 
Verbindet man die Umfrageergebnisse über die bisherige 
und erwartete Produktionsentwicklung mit jenen zur 
Beschäftigungsentwicklung, dann ergibt sich ein Bild von 
der Entwicklung der Arbeitsproduktivität. Trotz des im 
Zeitraum 1973 bis 1976 erheblichen Rückgangs der Indu-
striebeschäftigtenzahl (— 11,3%) war in diesen Jahren 
das zum Teil auch gesetzlich und tarifvertraglich be-
dingte Horten von Arbeitskräften — d. h. eine weniger 
starke Reduzierung des Belegschaftsstandes, als es auf-
grund der Produktions- und der langfristigen Produkti-
vitätsentwicklung zu erwarten gewesen wäre — zu be-
obachten. Dies wurde auch durch die IAB/Ifo-Umfrage 
vom Spätherbst 1976 bestätigt. Damals gaben ¾ der 
Industrieunternehmen an, daß sie in den zurückliegenden 
Jahren bestrebt waren, Arbeitskräfte bei konjunkturell 
schlechter Auftragslage (z. B durch Kurzarbeit) durchzu-
halten. Die Bereitschaft zum „Horten“ von Arbeitskräf-
ten war nach dieser Erhebung in Großbetrieben stärker 
ausgeprägt als in kleineren und mittleren Unternehmen. 
Bei der Begründung dieses Verhaltens überwogen eindeu-
tig ökonomische Motive (Unsicherheit, Zeit und Kosten 
der Wiederbeschaffung der Arbeitskräfte bei einer späte-
ren Geschäftsbelebung, Einarbeitungszeiten und -kosten 
usw.). Technisch-organisatorischen Gründen kam nach 
dieser Erhebung nur eine vergleichsweise geringe Bedeu-
tung zu. Dies galt im ganzen gesehen auch für rechtliche 
und tarifvertragliche Faktoren, wenngleich dies bei ein-
zelnen Personengruppen unterschiedlich ausgeprägt sein 
mag. Wie zu erwarten, wurden von den Unternehmen 
vorzugsweise solche Personengruppen durchgehalten, die 
über eine höhere Berufsqualifikation verfügten. War im 
Jahre 1976 im Zuge einer spürbaren Produktionsbelebung 
(+ 7,4 %) die Unterbeschäftigung am Arbeitsplatz 
(unemployment on the Job) reduziert worden, so dürften 
die „Beschäftigungsreserven“ im Jahre 1977 wieder leicht 
angestiegen sein. Die Beschäftigtenzahl im Produzierenden 
Gewerbe ging etwas weniger stark zurück (—0,8 %), 
als aufgrund der Produktionsentwicklung (+3,2%) und 
dem trendmäßigen Verlauf der 
Arbeitsproduktivität (rund + 5 % jährliche Zuwachsrate 
je Beschäftigten) zu erwarten gewesen wäre. Melden die 
Betriebe nun in der hier dargestellten zweiten Erhebung 
zugleich eine relativ schwache Produktionsentwicklung 
und nahezu konstante Beschäftigtenzahl, so kommt hier 
abermals die Tendenz zum anhaltenden Horten von 
Arbeitskräften zum Ausdruck wie sie auf eine entspre-
chende Frage in der ersten Unternehmensbefragung vom 
Herbst 1976 auch angekündigt worden war. Aufgrund der 
zu Jahresanfang 1978 erneut eingetretenen 
Konjunktureintrübung — nicht zuletzt wegen der 
Dollarkrise und der damit einhergehenden faktischen DM-
Aufwertung — wurde im Rahmen des Ifo-Kon-
junkturtests Anfang Februar die Frage nach der voraus-
sichtlichen Beschäftigtenentwicklung im Jahre 1978 wie-
derholt. Der Anteil der Industriefirmen, die mit einem 
Beschäftigungsrückgang rechnen, hat danach zwar leicht 
zugenommen — im Verhältnis zu der hier dargestellten 
Erhebung vom November 1977 —, insgesamt hat jedoch 
diese zusätzliche Befragung bestätigt, daß die Zahl der 
Industriebeschäftigten im Durchschnitt des Jahres 1978 
nur geringfügig zurückgehen wird, also Arbeitskräfte in 
Erwartung einer besseren Absatzlage weiterhin durch-
gehalten werden. 
Im Rahmen einer Zusatzbefragung (Ifo-Konjunkturtest) 
der Industrieunternehmen vom Februar 1978, über die 
hier ergänzend zu berichten ist, wurde erneut nach den 
wichtigsten  Gründen für die unbefriedigende Beschäftig-
tenentwicklung  gefragt. Die Grundgesamtheit dieser 
Frage war die Zahl all jener Unternehmen, die im Laufe 
der nächsten 12 Monate ihre Beschäftigtenzahl entweder 
konstant zu halten oder zu verringern vorhatten. (Bei 
den rund 13% aller Unternehmen, die ohnehin eine 
Ausweitung der Beschäftigten vorsahen, entfiel diese 
Frage). 
Die Struktur der Antworten auf diese Frage bestätigt 
erneut verschiedene Ergebnisse der empirischen Forschung, 
die hierzu in den letzten Jahren erarbeitet worden sind. 
Jene Industrieunternehmen, die keinen Anlaß sehen, ihre 
Belegschaft im laufenden Jahr zu erhöhen, aber auch 
nicht beabsichtigen, Personal abzubauen, gaben folgende 
Gründe für ihre Entscheidung an. Da Mehrfachnennungen 
zugelassen waren, ist die Summe aller Nennungen größer 
als 100 (vgl. Übersicht 3): 
•  „Dauerhafte Beschäftigung von zusätzlichen Arbeits-
kräften erscheint nicht gesichert“: 44 % der Unter-
nehmen. 
• „Auftragsmangel“:  32  %. 
•  „Betriebsübliche Vollauslastung erreicht“: 26 %. 
•  „Produktivitätssteigerungen  aufgrund  arbeitssparen-
der technischer und organisatorischer Gründe“: 19 %. 
•  „Lohn- und Lohnnebenkosten“: 15 % und schließlich 
•  „Keine geigneten Fachkräfte zu finden“: 8 %. 
Da auch die erste Antwort („Dauerhafte Beschäftigung 
. . . nicht gesichert“) mit lediglich etwas weiterem Zeit-
horizont den Mangel an Aufträgen anspricht, ergibt sich 
hier also, daß in der Hälfte aller Fälle die unzureichende 
Nachfragesituation den Ausschlag gibt. Eine ähnliche 
Rangfolge der verursachenden Faktoren aus der Sicht 
der Unternehmen ergibt sich auch bei jenen Unternehmen, 
bei denen die Beschäftigtenzahl im Laufe des Jahres 
1978 voraussichtlich zurückgehen wird. Mit weitem 
Abstand führt hier unter den Begründungen der 
„Auftragsmangel“ das Feld an (68 % aller Unterneh-
men). Mit größerem Abstand folgt dann die verwandte 
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Arbeitskräften erscheint nicht gesichert“ (32% aller Unter-
nehmen). Mit abermals beträchtlichem Abstand folgen 
schließlich gleichgewichtig die Gründe „Lohn- und Lohn-
nebenkosten“ sowie „Produktivitätssteigerungen auf-
grund arbeitssparender technischer und organisatorischer 
Gründe“ (jeweils 23 %aller Unternehmen). Mit einem 
„Mangel an Fachkräften“ wurde von weniger als l 
%dieser Industriefirmen der für 1978 erwartete 
Rückgang der Beschäftigtenzahl begründet. 
Wenn auch Arbeitskräftemangel bei jenen rund 40 
%der Industrieunternehmen, die derzeit eine betriebliche 
Vollauslastung aufweisen, ausgeprägter sein mag als bei 
den Industriefirmen mit stagnierender oder rückläufiger 
Beschäftigtenzahl, ins Gewicht fällt er offensichtlich auch 
hier nicht: Nach der Ifo-Konjunkturtestumfrage vom 
Januar 1978 gaben im Durchschnitt der Verarbeitenden 
Industrie insgesamt nur 5 %der Firmen eine „Behinderung 
der Produktionstätigkeit durch Arbeitskräftemangel“ an. 
Dieser Anteil hat sich seit dem Tiefstpunkt der Rezession 
nur unwesentlich erhöht (vgl. Übersicht 4). Die Frage nach 
den Gründen für die unbefriedigende Beschäftigungslage 
und -entwicklung wurde hier — trotz eigener Einsicht in 
unverkennbare Interdependenzen zwischen den 
verschiedenen Antwortvorgaben — bewußt in dieser Form 
gestellt, um zunächst die Einschätzungen der 
Unternehmen in Erfahrung zu bringen. Betrachtet man 
nun das Befragungsergebnis, so überrascht nicht, daß 
fehlende Nachfrage an erster Stelle genannt wird. Weit-
hin vorherrschenden Vorstellungen widerspricht aber, 
welch geringe Bedeutung der Großteil der befragten 
Unternehmen den Lohn- und Lohnnebenkosten als Grund 
für den anhaltend niedrigen oder gar rückläufigen Be-
schäftigungsstand zumißt. Ob dieses Ergebnis eine andere 
als die allgemein unterstellte Problemsicht bei den Be-
fragten widerspiegelt, ob Personalkosten verbreitet den 
Charakter eines betriebskalkulatorischen „Datums“ ha-
ben und die Unternehmen sich eher als „Mengenanpas-
ser“ sehen und daher im Nachfragemangel die dominante 
Ursache erblicken oder wie dieses Umfrageergebnis sonst 
zu erklären sein mag, kann hier nicht behandelt werden. 
Es ist vorgesehen, diese wichtige Frage unter Einbezie- 
hung auch anderer Befragungsergebnisse und Statistiken 
weiter zu analysieren. Hierüber wird später berichtet 
werden. Dabei ist u. a. auch der Frage nachzugehen, 
weshalb Löhne für Beschäftigungsstagnation bzw. -rück-
gang in den Unternehmen anscheinend geringe Bedeu-
tung haben, mangelnde Wettbewerbsfähigkeit gegenüber 
der Auslandskonkurrenz aber bereits an zweiter Stelle 
als Begründung für die Unterauslastung technischer Ka-
pazitäten genannt wurde (vgl. Abschnitt 2.3). 
2.2 Zur Entwicklung der Beschäftigungsstruktur 
Im Verarbeitenden Gewerbe deuten die Unternehmer-
erwartungen hinsichtlich der Struktur der Beschäftigung 
in den nächsten 3 bis 5 Jahren auf folgende Grundten-
denzen hin: Für bislang besonders benachteiligte Beschäf-
tigungsgruppen sind die Beschäftigungschancen weniger 
ungünstig als noch in den zurückliegenden Jahren, dies 
gilt besonders für Frauen, aber auch für Teilzeitbeschäf-
tigte, Verwaltungskräfte und ältere Arbeitnehmer. Die 
Ausbildungsbereitschaft der Unternehmen nimmt zu, die 
Nachfrage nach qualifizierten Kräften wird weiterhin 
überproportional ansteigen. Erneut ist darauf hinzuwei-
sen, daß die Angaben der Unternehmen über die mittel-
fristigen Strukturerwartungen stark von der Intensität 
der Personalplanung abhängen dürften. Darauf deutet 
vor allem hin, daß Angaben über ausgeprägte — seien es 
positive oder auch negative — Änderungen der Anteile 
einzelner Beschäftigungsgruppen um so häufiger gemacht 
wurden, je größer die Zahl der Beschäftigten je Unter-
nehmen ist. 
Es ist hierbei zu betonen, daß sich die Ergebnisse zu die-
ser Frage lediglich auf die relativen Beschäftigungschan-
cen der einzelnen Personengruppen beziehen. Damit ist 
weder zur absoluten Entwicklung der Beschäftigtenzahl 
der einzelnen Personengruppen noch gar zu der der 
Gesamtbeschäftigung etwas ausgesagt. Im einzelnen zeigen 
sich in der Industrie die in Übersicht 5 dargestellten 
Entwicklungstendenzen für die Anteile der verschiedenen 
Beschäftigtengruppen an der Gesamtheit in den nächsten 3 







• Im  Verwaltungsbereich, also vor allem im Berich der 
kaufmännischen  Angestellten,  lassen  die  Abbauten-
denzen etwas nach. 
•  In   den   betrieblichen   Abteilungen,   dern   Aufgabe 
Forschung und Projektierung ist, — deren Beschäf- 
tigtenanteil bei kleinen Firmen geringer, bei großen 
Firmen entsprechend höher liegt — herrschen weiter-
hin   expansive   Beschäftigungstendenzen   vor.   Insbe-
sondere   in   den   Investitionsgüterindustrien   ist   mit 
einer anhaltenden Ausdehnung dieser Beschäftigten- 
gruppe zu rechnen. 
• Die  Beschäftigungschancen für Frauen verschlechtern 
sich in der Industrie nicht weiter. Allerdings rechnen 
die Unternehmen mit 200 und mehr Beschäftigten in 
Zukunft mit einem weiteren Rückgang des Frauen-
anteils. 
• Für  Teilzeitbeschäftigte bleiben die Chancen fast un-
verändert, die Gesamttendenz ist noch immer leicht 
rückläufig. 
•  Für die Beschäftigung von ausländischen Arbeitneh-
mern ist weiterhin mit rückläufiger Tendenz in den 
nächsten   Jahren  zu   rechnen.   Fast  ohne  Ausnahme 
rechnen die Industriezweige wohl aufgrund des er-
warteten Fortbestands des Anwerbestopps — mit ei-
nem anhaltenden, wenn auch nur geringen Rückgang 
des Ausländeranteils. 
•  Die Erwartungen der Unternehmen im Hinblick auf 
die Entwicklung der Altersstruktur der Beschäftigten 
entsprechen  in  der Tendenz  den  erwartbaren Ent-
wicklungen im Altersaufbau der Bevölkerung. Nahe-
zu  spiegelbildlich  stehen  sich hier  Erwartungen  im 
Hinblick auf einen steigenden Anteil von jüngeren 
Arbeitnehmern  (unter  20  Jahre)  und  Erwartungen 
auf einen Anteilsrückgang der Älteren (über 50 Jah-
re) gegenüber. 
•  Nach wie vor rechnen die Firmen mit einem deut-
lichen Anstieg des Anteils qualifizierter Angestellter 
wie Facharbeiter. Dies gilt besonders für die Unter-
nehmen mit 1000 und mehr Beschäftigten. 
2.3 Zur Auslastung des Arbeitsplatzpotentials 
In der arbeitsmarkt- und beschäftigungspolitischen Dis-
kussion   gewinnt   mit   zunehmender   Dauer   der   Unter- 
4)  Vgl. Nerb, G., L. Reyher, E. Spitznagel, a. a. O., Seite 295. 
beschäftigung die Frage an Bedeutung, wie groß das vor-
handene, infolge der unzureichenden Nachfrage nach 
Gütern und Diensten nicht genutzte Arbeitsplatzpotential 
noch sei. Die Antwort auf diese Frage ist von wirt-
schaftspolitischer Bedeutung, um den Spielraum für mög-
liche Nachfragestimulierung abzuschätzen. Zur 
Beantwortung dieser Frage wurden von der empirischen 
Wirtschaftsforschung Rechenmodelle entwickelt, in 
denen sich das gesamte Arbeitsplatzpotential (im 
Unternehmensbereich) aus einer Schätzung und Fort-
schreibung des Bruttoanlagevermögens in Kombination 
mit einer empirisch fundierten und sodann fortgeschätz-
ten Kapitalintensität herleitet. Aus dem Vergleich dieses 
Potentials an Arbeitsplätzen mit der tatsächlichen oder 
erwarteten Beschäftigung resultiert in diesen Modellen 
dann ein quantitativer Ausdruck für den nicht genutzten 
Teil des Arbeitsplatzpotentials. 
Die diesen Modellrechnungen zugrunde liegenden An-
nahmen, Daten und Fortschätzungsmethoden sind dabei 
zum Teil unterschiedlich. Demzufolge unterscheiden sich 
auch die Rechenergebnisse nicht unbeträchtlich. Dieser 
Tatbestand deutet auf gewisse Unsicherheiten dieses 
Ansatzes hin. 
Aus diesem Grund und wegen der bereits erwähnten 
beschäftigungspolitischen Bedeutung der Frage haben wir 
bereits Ende 1976 einen ersten Versuch unternommen, im 
Rahmen einer derartigen Unternehmensbefragung origi-
näre  Einschätzungen der Unternehmen zur Frage des 
vorhandenen, aber nicht genutzten Arbeitsplatzpotentials 
in Erfahrung zu bringen.
4) Bei dieser Befragung von 
1976 stellte sich zunächst ein unerwartet hohes Arbeits-
platzpotential in Industrie und Bauwirtschaft heraus. 
Zugleich zeigte diese Untersuchung aber auch, daß es 
über eine direkte Frage nach den Arbeitsplatzreserven in 
den Unternehmen hinaus weiterer Anhaltspunkte bedarf, 
um zu einem realistischen Bild von der tatsächlichen 
Arbeitsplatzreserve zu gelangen, das sich plausibel in die 
gesamtwirtschaftliche Konstellation einordnen läßt. Aus 
diesen Gründen wurde der Frage in der vorliegenden 
zweiten Unternehmensbefragung erneut nachgegangen. 
Dabei wurden jene Betriebe, die gegenwärtig ihre An-
lagen nicht voll auslasten können, nach den Ursachen 
gefragt. Im Fragebogen waren 6 Gründe vorgegeben: 
— Saisonbedingte  Nachfrageschwäche 
—  Vorübergehende, konjunkturelle Nachfrageschwäche 
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—  Mangelnde Wettbewerbsfähigkeit aufgrund der billi-
geren Auslandskonkurrenz 
— Mangelnde Wettbewerbsfähigkeit gegenüber der in-
ländischen Konkurrenz 
—  Produktionsbehinderung  durch  Mangel  an  Arbeits-
kräften. 
Im November 1977 konnten in der Verarbeitenden Indu-
strie 57 %der befragten Firmen ihre technische Kapazität 
nicht im betriebsüblichen Umfang auslasten. Dieser 
Anteil war unterschiedlich hoch in den Hauptgruppen 
der Industrie. Die Unternehmen nannten als wichtigsten 
Grund der Unterauslastung die vorübergehende kon-
junkturelle Nachfrageschwäche. 65 %der befragten Indu-
strieunternehmen mit unterausgelasteten Produktions-
kapazitäten gaben dies an. An zweiter Stelle folgte die 
mangelnde Wettbewerbsfähigkeit aufgrund der billigeren 
Auslandskonkurrenz mit 42 %der Nennungen. Ange-
sichts der Exportabhängigkeit der deutschen Industrie 
ist diese Zahl zu beachten. Hoch war mit 35 %auch 
der Anteil der Firmen, die über unterausgelastete Ka-
pazitäten verfügen und ihre derzeitige Absatzschwäche 
mit der Sättigung auf wichtigen Absatzmärkten be-
gründeten. Mit steigender Unternehmensgröße nimmt 
auch die Häufigkeit der Meldungen, die das Erreichen 
der Sättigungsgrenze auf wichtigen Absatzmärkten an-
geben, zu. 40 %der Unternehmen mit l 000 und mehr 
Beschäftigten nennen dies als einen Grund für die 
derzeitige Unterauslastung der Kapazitäten. Auch hier 
spielt sicherlich die entwickeltere Produktionsplanung und 
Marktübersicht der Großunternehmen gegenüber den 
kleinen Unternehmen eine wichtige Rolle. In der Reihen-
folge der Häufigkeit wurde saisonbedingte Nachfrage-
schwäche (17%) und mangelnde Wettbewerbsfähigkeit 
gegenüber der inländischen Konkurrenz (11 °/o) an dritter 
und vierter Stelle genannt. Den Grund „mangelnde 
Wettbewerbsfähigkeit gegenüber der inländischen Kon-
kurrenz“ nannten 23 % der Betriebe mit weniger als 50 
Beschäftigten, wogegen diesen Grund nur 5 %der Groß-
unternehmen angaben. 
Arbeitskräftemangel spilt zur Zeit als Ursache der 
Unterauslastung der Kapazitäten eine untergeordnete 
Rolle. Nur 8 %der Industrieunternehmen mit unteraus-
gelasteten Kapazitäten sehen die Produktion durch Man-
gel an Arbeitskräften behindert. Bezogen auf die Gesamt-
zahl der befragten Unternehmen war Arbeitskräfteman-
gel kaum von Bedeutung. Nur ca. 6%der Unternehmen 
klagten im Herbst 1977 hierüber. Nach den Ergebnissen 
des Ifo-Konjunkturtests sank dieser Anteil im Januar 
1978 auf 5 %.Um zu einer Vollauslastung ihrer Anlagen zu 
kommen, müßte die Produktion bei den 
unterausgelasteten Unternehmen nach ihrer eigenen 
Einschätzung im Durchschnitt um 23 % ansteigen (vgl. 
Übersicht 7). Die nächste Frage im Zusammenhang mit 
dem derzeit unausgelasteten Arbeitsplatzpotential richtete 
sich auf das Ausmaß einer möglichen 
Beschäftigungssteigerung im Falle einer zureichenden 
Güternachfrage (bei der zur Zeit verfügbaren Betriebs- 
und Gesamtausstattung und unter Berücksichtigung einer 
gewissen Anpassungszeit). Zusätzlich wurde laut 
Fragestellung vorausgesetzt, daß es keinen für das 
Unternehmen wichtigen Mangel an Arbeitskräften gäbe. 
Dabei zeigte sich, daß in jenen 57 %der Unternehmen, 
die derzeit freie Kapazitäten haben 
• die Beschäftigtenzahl im Produktionsbereich  um 12 % 
(Teilzeitkräfte: 11 °/o) und im Verwaltungsbereich um 
8%(Teilzeitkräfte um 9%) gesteigert werden würde. 
Insgesamt würde demnach die Vollauslastung der 
technischen Anlagen in diesen Unternehmen unter 
Berücksichtigung der jeweiligen Anteile von Produk-
tionsbereich/Verwaltungsbereich eine Beschäftigungs-
steigerung um rund 455 000 Vollzeitkräfte bedeuten 
(vgl. Übersicht 8). Hinzu kämen etwa 20000 Teilzeit-
kräfte. Unterstellt man zusätzlich, daß auch in den 
Unternehmen, die im Rahmen dieser Umfrage eine 
volle Auslastung ihrer Anlagen angegeben haben, 
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dann ergibt sich für die Verarbeitende Industrie ins-
gesamt ein ungenutztes Arbeitsplatzpotential in der 
Größenordnung von gut einer halben Million Arbeits-
plätzen. 
Um darüberhinaus weitere Anhaltspunkte zur Beurtei-
lung dieser angegebenen Arbeitsplatzreserven zu gewin-
nen, wurde hier zusätzlich danach gefragt, in welcher 
Weise die im Falle einer Nachfragesteigerung zusätzlich 
eingestellten Mitarbeiter eingesetzt würden. Dabei wurde 
unterschieden zwischen dem Mehreinsatz von Arbeits-
kräften, um „zur Zeit teilgenutzte Anlagen stärker aus-
zulasten“ und um „zur Zeit stillgelegte Anlagen in Be-
trieb zu nehmen“. Außeracht bleiben sollten dabei laut 
Fragebogen jene Anlagen, „die nur eingesetzt werden, 
wenn außergewöhnliche Auftragsspitzen abzuarbeiten 
sind“. Die dieser Fragestellung zugrundeliegende Hypo-
these ist, daß, insoweit die Mehrbeschäftigung lediglich 
zu einer stärkeren Auslastung der zur Zeit teilgenutzten 
Anlagen führe, die technische Wettbewerbsfähigkeit die-
ser Arbeitsplätze außer Frage stehe, daß insoweit also 
nicht von einer „Vernichtung“ von Arbeitsplätzen die 
Rede sein könne. Vielmehr verberge sich offenkundig 
hinter derartigen Schwankungen des Auslastungsgrades 
gegebener Anlagen zum großen Teil eine Ausdehnung 
bzw. Reduzierung von Schichtarbeit. Das Ergebnis die-
ser Befragung ist recht eindeutig: Weit überwiegend wür-
den die Firmen im Falle einer derartig nachfragebeding-
ten Mehrbeschäftigung diese Arbeitskräfte einsetzen, um 
derzeit nur teilgenutzte Anlagen stärker auszulasten. Die 
Inbetriebnahme stillgelegter Anlagen, bei denen eher von 
mangelnder Wettbewerbsfähigkeit die Rede sein könnte, 
ist dagegen von geringerer Bedeutung (vgl. Übersicht 9). 
Faßt man die Meldungen bezüglich des Einsatzes an still-
gelegten bzw. teilgenutzten Anlagen zu einem einzigen 
Ergebnis zusammen, so läßt sich folgende Struktur der 
zu besetzenden, d. h. zur Zeit unterausgelasteten Kapa-
zitäten feststellen: 
—  Auf zur Zeit lediglich teilgenutzte Anlagen entfallen 
82 %, 
—  auf zur Zeit stillgelegte Anlagen entfallen 18 °/o 
der zusätzlich einzustellenden Arbeitskräfte im Produk-
tionsbereich. (Hierbei sind Anlagen nicht zu berücksich-
tigen, die nur eingesetzt werden, wenn außergewöhnliche 
Auftragsspitzen abzuarbeiten sind). 
Um eine quantitative Vorstellung von dem gegenwärti-
gen Ausmaß an Schichtarbeit in der Industrie zu gewin-
nen — hierüber liegen keinerlei amtliche oder sonstige 
Statistiken vor —, wurde in dieser Umfrage eine ent-
sprechende Frage an die Unternehmen gerichtet. Dabei 
stellte sich heraus, daß gegenwärtig in einem Drittel aller 
Unternehmen der Verarbeitenden Industrie Schichtarbeit 
geleistet wird. Diese Unternehmen repräsentieren zusam-
men 61 %der gesamten Industriebeschäftigten (vgl. 
Übersicht 10). Dieser Anteil ist in den einzelnen Sektoren 
und Hauptgruppen der Industrie unterschiedlich hoch. In 
manchen Industriezweigen gibt es so gut wie keine Schicht-
arbeit, in anderen meldeten bis zu 84 %der Firmen, 
daß dort Schichtarbeit geleistet wird. Schichtarbeit ist 
außerdem um so häufiger, je größer der Betrieb ist, ge-
messen an den Beschäftigtenzahlen: Während in der 
untersten Größenklasse (unter 50 Beschäftigten) nur 
14%aller Unternehmen Schichtarbeit angezeigt haben, 
beträgt dieser Prozentsatz bei den Großbetrieben (l 
000 und mehr Beschäftigte) 84%. Die Übersicht 10 
zeigt dazu, wie die verschiedenen Formen der 
Schichtarbeit in den einzelnen Hauptgruppen der Industrie 
verbreitet sind. Aus erhebungstechnischen Gründen war es 
nicht möglich, im Rahmen dieser Befragung auch die 
Veränderung des 
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Jahre zu ermitteln. Hierzu liegen aber frühere Ergeb-
nisse vor. Nach den Ergebnissen des Ifo-Konjunkturtests 
von 1955 bis 1968 — ab Anfang 1969 wurde diese Frage 
im Konjunkturtest leider eingestellt — läuft die Häufig-
keit der Schichtarbeit ziemlich synchron mit der Entwick-
lung der Kapazitätsauslastung. So lag im Herbst 1966 
die Kapazitätsauslastung um 5 %-Punkte unter der des 
Vorjahres und der Anteil der Firmen mit Schichtarbeit 6%-
Punkte unter dem des Vorjahres. Im Herbst 1968 lag 
die Auslastung der Maschinenkapazitäten um 6 %-Punkte 
über dem Vorjahr, der Anteil der Firmen mit 
Schichtarbeit war sogar um 8 %-Punkte höher. Diese 
Ergebnisse deuten darauf hin, daß Schichtarbeit in den 
Industrieunternehmen flexibel gehandhabt wird und daß 
sehr wahrscheinlich ein nicht unerheblicher Teil der der-
zeit unausgelasteten Arbeitsplätze auf eine Reduzierung 
von Schichtarbeit zurückzuführen ist. Ein weiterer Aspekt 
in diesem Zusammenhang ist die „Lebensdauer der 
Anlagen“. In den oben erwähnten Rechenmodellen wird in 
der Regel von einer durchschnittlichen Lebensdauer der 
Anlagen verschiedener Art ausgegangen. Das jeweils 
verfügbare Anlagenpotential ergibt sich also aus den 
laufenden Zugängen aus Neuinvestitionen einerseits und 
den aufgrund dieser Lebensdauer-Annahmen unterstellten 
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durchschnittliche Lebensdauer von Produktionsanlagen 
unabhängig von der Auslastungssituation gesetzt werden 
können. Vielmehr drängt sich die Vermutung auf, daß 
die anhaltende Unterauslastung der Anlagen wegen der 
damit verbundenen schwächeren Nutzung derselben ten-
denziell zu einer längeren Lebensdauer führt. Aus die-
sem Grunde wurde hier eine entsprechende Frage an die 
Unternehmen gerichtet. Dabei stellte sich heraus, daß 
18 %der Firmen, deren Kapazität in den letzten drei 
Jahren unterausgelastet war, eine Verlängerung der 
Lebensdauer ihrer Anlagen um durchschnittlich 
16%feststellen. 
Zusammenfassend kann hieraus geschlossen werden: 
•  Das   ungenutzte   Arbeitsplatzpotential   in   der   Ver-
arbeitenden Industrie hat im vergangenen Jahr zwar ab-
genommen, weist jedoch noch immer ein beträchtliches 
Volumen   von   schätzungsweise   500 000   Arbeitsplätzen 
auf. Hierbei ist allerdings zu berücksichtigen, daß nicht 
alle Sektoren der Industrie gleichzeitig und im gleichen 
Umfang an einem solchen konjunkturellen Aufschwung 
partizipieren würden. Außerdem ist dabei unberücksich-
tigt, ob das notwendige Arbeitskräftepotential zur Ver-
fügung stünde und ob eine derartige Beschäftigungsstei-
gerung im Hinblick auf mögliche Konflikte mit anderen 
Zielen politisch anzustreben ist oder nicht. 
•  Diese Arbeitsplätze sind weit überwiegend als „wett-
bewerbsfähig“ zu betrachten, da es sich hier in nicht un-
erheblichem Ausmaß um eine Reduzierung von Schicht-
arbeit an Anlagen handelt, die gegenwärtig lediglich ver-
mindert genutzt werden. 
•  In fast einem Drittel aller Unternehmen der Verar-
beitenden Industrie, die zusammen 61 %aller Beschäf-
tigten   dieses   Wirtschaftsbereichs   repräsentieren,   wird 
gegenwärtig Schichtarbeit geleistet. Die Erfahrung frühe-
rer Jahre zeigt, daß Schichtarbeit ausgeprägt prozyklisch 
schwankt. 
 
• Die ständige Unterauslastung der Anlagen führt of-
fensichtlich zu einer Verlängerung ihrer durchschnitt-
lichen Lebensdauer. Der technische Verschleiß von Pro-
duktionsanlagen geht gegenwärtig langsamer vonstatten 
als in Zeiten der Hochkonjunktur. Hierin kann ein zu-
sätzlicher Effekt der Abschwächung der Investitions-
güternachfrage und damit tendenziell auch eine Verlang-
samung des technischen Fortschritts liegen. Wenn auch 
nach dieser Untersuchung ein beträchtlicher Teil der 
Arbeitslosigkeit mit der Unterauslastung vorhandener 
Produktionskapazitäten zusammenhängt, so darf doch 
nicht übersehen werden, daß im Zeitraum 1970 bis 1977 
fast 800 000 Arbeitsplätze in der Industrie endgültig 
verloren gegangen sind. Dem Rückgang der Zahl der 
Industriebeschäftigung im Zeitraum 1970 bis 1977 um 
fast 1,3 Mio. stehen somit ein endgültiger Verlust von 
fast 800 000 Arbeitsplätzen und rund 500 000 noch 
bestehende, derzeit aber unbesetzte Arbeitsplätze gegen-
über. 
Zwar sind in diesen Jahren in anderen Wirtschaftsberei-
chen im Zuge des Strukturwandels zusätzliche Arbeits-
plätze entstanden und sind auch in den übrigen zur Zeit 
unterausgelasteten Sektoren noch beträchtliche Arbeits-
platzreserven vorhanden, so daß das Arbeitsplatzdefizit 
insgesamt beträchtlich niedriger ausfällt, als die Entwick-
lung in der Industrie allein befürchten ließe. Dennoch 
reicht es — zumal angesichts der beträchtlichen Zunahme 
des Arbeitskräftepotentials in den kommenden Jahren — 
zur Lösung der Arbeitsmarktprobleme nicht aus, ledig-
lich das bestehende Arbeitsplatzpotential besser auszu-
lasten. Es müssen vielmehr zusätzlich in erheblichem Um-
fang neue, zukunftsträchtige Arbeitsplätze geschaffen 
werden. 
2.4 Zum Potential zusätzlicher Teilzeitarbeitsplätze 
Im Rahmen der gegenwärtigen arbeitsmarkt- und be-
schäftigungspolitischen Diskussion kommt der Teilzeit-
arbeit eine besondere Rolle zu. Bleibt, wie nun schon seit 
Jahren, das nachgefragte Arbeitsvolumen hinter dem an-
gebotenen zurück, dann drängt sich die Frage auf, inwie-
weit die Zahl der Erwerbstätigen erhöht — und damit 
die der Arbeitslosen verringert — werden könnte, indem 
das insgesamt nachgefragte Stundenvolumen auf mehr 
Personen bei gleichzeitig geringerer Stundenzahl je Per-
son und Jahr verteilt werden könnte. Unter den zahl-
reichen denkbaren oder auch erprobten Varianten einer 
derartigen interpersonalen Arbeitszeitverteilung spielt die 
Teilzeitarbeit schon deswegen eine besondere Rolle, weil 
auf diesem Teilarbeitsmarkt nachweislich ein ausgespro-
chener Nachfrageüberhang besteht. Betrachtet man — 
ungeachtet der Problematik eines derartigen Vergleichs 
von Teilgrößen — nur einmal den Ausschnitt dieses Teil-
arbeitsmarktes, der sich in der Statistik der Arbeitsämter 
niederschlägt, so wird dieses besonders ausgeprägte Un-
gleichgewicht bereits deutlich: Einer Nachfrage von fast 
200 000 Arbeitslosen, die einen Teilzeitarbeitsplatz su-
chen, steht ein Angebot von rund 20 000 Plätzen gegen-
über, während den 900 000 Arbeitslosen, die einen Voll-
zeitarbeitsplatz suchen, immerhin mehr als 200 000 
Plätze gegenüberstehen. 
Zwar ist insgesamt das Angebot an Teilzeitarbeitsplätzen 
nicht konjunkturempfindlicher, als dies für die Gesamt-
heit aller Arbeitsplätze gilt, denn der Anteil von Teil-
zeitbeschäftigten an allen Beschäftigten ist auch in der 
anhaltenden Unterbeschäftigungszeit der letzten Jahre 
in der Gesamtwirtschaft nicht zurückgegangen. In den 
  
246  MittAB 2/78 verschiedenen Wirtschaftsbereichen ist dies allerdings 
unterschiedlich. In der Industrie werden Teilzeitkräfte in 
der Regel bei einer konjunkturellen Verschlechterung der 
Wirtschaftslage zwar zuerst entlassen, bei einem kon-
junkturellen Aufschwung werden sie jedoch auch früher 
als andere Beschäftigtengruppen wieder eingestellt. Da 
aber schon der sichtbare Teil des nichtbeschäftigten Teil-
zeitkräftepotentials beträchtlich ist — der unsichtbare 
Teil dieses Potentials, der sowohl unter den Erwerbs-
tätigen wie auch in der Stillen Reserve zu vermuten ist, 
geht mutmaßlich noch weit darüber hinaus —, stellt sich 
die Frage, in welchem Ausmaß unter bestimmten Bedin-
gungen eine Ausweitung des Angebots an Teilzeitarbeits-
plätzen erreicht werden könnte. 
Dementsprechend wurde an die Unternehmen einmal die 
Frage gerichtet, in welchem Ausmaß derzeit von Voll-
zeitkräften besetzte bzw. für Vollzeitkräfte vorgesehene 
Arbeitsplätze „unter den herrschenden Bedingungen ohne 
betriebswirtschaftliche Nachteile“ in Teilzeitarbeitsplätze 
aufgeteilt werden könnten. Hierzu wurde unterschieden 
zwischen dem Produktionsbereich und dem Verwaltungs-
bereich. 
Das Ergebnis dieser Umfrage deutet zunächst auf ein 
beträchtliches Potential für weitere Teilzeitbeschäftigung 
hin: In der Verarbeitenden Industrie gab fast die Hälfte 
aller befragten Unternehmen an, daß sie im Durchschnitt 
etwa ein Zehntel ihrer Vollzeitarbeitsplätze in dieser Art 
teilen könnten (Teilbarkeitsquote, vgl. Übersicht 12). Die 
Angaben differieren dabei kaum im Hinblick auf die bei-
den Arbeitsbereiche der Unternehmen (Produktions- bzw. 
Verwaltungsbereich). Es fällt auf, daß einmal der Anteil 
der Firmen, bei denen derartige Expansionsmöglichkeiten 
gesehen werden, mit zunehmender Betriebsgrößenklasse 
ansteigt, andererseits aber die „Teilbarkeitsquote“ um so 
größer ist, je geringer die durchschnittliche Beschäftigten-
zahl. Im Hinblick auf Hauptgruppen und Zweige der 
Industrie unterscheiden sich diese Potentiale beträchtlich. 
Absolut ergibt sich hieraus rein rechnerisch — unter den 
5) Vgl. Infratest-Studie zur Arbeitslosigkeit im Auftrag des Bundesmini-
steriums für Arbeit und Sozialordnung. 
8) Vgl. hierzu Teriet, B., Teilzeitarbeit — Ein Problemaufriß, in: MittAB 2/77 
S. 211 ff. 
hier genannten Bedingungen — ein beträchtliches Poten-
tial von zusätzlich etwa 380000 Teilzeitarbeitsplätzen. 
Dies bedeutet, daß die Zahl der Beschäftigten in der 
Industrie bei unverändertem Arbeitsvolumen allein durch 
Arbeitsplatzteilung dieser Art um rund 380 000 Perso-
nen gesteigert werden könnte. Wie jüngste Untersuchungen 
über die Arbeitszeitwünsche der Bevölkerung zeigen, gibt 
es andererseits auch ein beträchtliches Potential an Teil-
zeitarbeit interessierter Personen, das weit über das 
gegenwärtige Ausmaß an Teilzeitbeschäftigung hinaus-
geht.
5) 
2.5 Vor- und Nachteile von Teilzeitbeschäftigung 
Teilzeitbeschäftigung ist sowohl für den Beschäftigten 
wie auch für den Beschäftiger im Vergleich zur Vollzeit-
arbeit teils vorteilhaft, teils mit Nachteilen verbunden. 
Für den Teilzeitbeschäftigten liegen die Vorzüge vor 
allem in dem geringeren Zeitaufwand für Arbeit und in 
der größeren Zeitflexiblität — beides zusammen schafft 
ihm den Spielraum für sonst nicht oder nur schwer mög-
liche Rollenkombinationen —, die wichtigsten Nachteile 
sind andererseits Einkommenseinbußen, Aufstiegspro-
bleme und möglicherweise Benachteiligungen in der so-
zialen Sicherung. Mit diesen Aspekten hat sich das IAB 
bereits beschäftigt.
6) 
Für den Beschäftiger gibt es ebenfalls eine Anzahl von 
Aspekten, unter denen Teilzeitarbeit für ihn, also im 
unternehmerischen Kalkül, im Vergleich zur Vollzeit-
arbeit teils vorteilig, teils nachteilig ist. Bislang liegen 
keine detaillierten Untersuchungen darüber vor, wie diese 
einzelnen Faktoren in der betrieblichen Praxis tatsächlich 
eingeschätzt werden und welchen Stellenwert sie im be-
triebswirtschaftlichen Kalkül haben. Die breite öffent-
liche Diskussion über die Möglichkeit, das Ausmaß von 
Teilzeitbeschäftigung aus arbeitsmarktpolitischen Grün-
den zur Verringerung der Arbeitslosigkeit zu erhöhen, 
stützt sich bislang auf mehr oder weniger plausible All-
gemeinplätze über höheren Kostenaufwand einerseits und 
höhere Produktivität von Teilzeitbeschäftigung anderer-
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schätzungen der Unternehmen — also in der Regel der 
Personalleitungen der Unternehmen — zu ermitteln. 
Hierzu wurde einmal im Hinblick auf eine Reihe von 
Aspekten, die in diesem Zusammenhang für wesentlich 
gehalten werden, die Frage gestellt, ob Teilzeitbeschäf-
tigung unter diesen Aspekten im Vergleich zur Vollzeit-
beschäftigung im Urteil des Unternehmens positiv, indif-
ferent oder negativ beurteilt wird. Zum zweiten wurde 
im Hinblick auf diese Einschätzung danach gefragt, ob 
dieser Aspekt im Kalkül des Unternehmens wichtig, 
weniger wichtig oder unwichtig sei. 
Das Ergebnis dieser Befragung wird für die Verarbei-
tende Industrie insgesamt in der Übersicht 13 dargestellt. 
Die linke Seite der Übersicht zeigt für jeden in der Vor-
spalte genannten Aspekt an, wieviel Prozent der befrag-
ten Unternehmen jeweils diesen Aspekt für „positiv und 
wichtig“ bzw. „positiv und weniger wichtig“ usw. be-
zeichnet haben. Dieser Teil der Übersicht zeigt sowohl 
an, wo die Schwerpunkte in der Beurteilung nach Rich-
tung und Wichtigkeit jeweils liegen, als auch die Vertei-
lung dieser Einschätzung, also die Unterschiedlichkeit der 
Beurteilung und Bewertung zwischen den einzelnen 
Unternehmen. Dieses Einschätzungs-Spektrum weicht in 
einer Anzahl von Fällen nicht unbeträchtlich von bisher 
vorherrschenden Annahmen ab. So überrascht z. B. glei-
chermaßen der hohe Anteil jener Unternehmen, die Teil-
zeitbeschäftigung im Hinblick auf Personalzusatzkosten 
nicht nachteilig, teils sogar positiv im Vergleich zur Voll-
zeitbeschäftigung einschätzen wie andererseits die Tat-
sache, daß ein ebenfalls nicht unbeträchtlicher Teil der 
Befragten Teilzeitarbeit unter dem Aspekt der Produk-
tivität je geleisteter Stunde relativ negativ beurteilen. Um 
zu einem leichter durchschaubaren Bild dieser Befra-
gungsergebnisse zu gelangen, wurde hier in einem zwei-
ten Schritt versucht, den Angaben über die relative Wich-
tigkeit der positiven, indifferenten oder negativen Ein-
schätzungen dadurch Rechnung zu tragen, daß die einzel-
nen Antworten gemäß der Angabe „wichtig“, „weniger 
wichtig“ oder „unwichtig“ mit entsprechend abgestuften 
Faktoren gewichtet wurden. Bei der Festlegung dieser 
Gewichtungsfaktoren wurde einmal von der Überlegung 
ausgegangen, daß von der Fragestellung der Untersu-
chung nach der Möglichkeit einer arbeitsmarktpolitisch 
wünschenswerten Ausdehnung von Teilzeitbeschäftigung 
her gesehen grundsätzlich zu unterscheiden ist zwischen 
Antworten, die Teilzeitbeschäftigung im Vergleich zu 
Vollzeitbeschäftigung positiv wie auch gleich beurteilen 
und solchen Antworten, die in der Teilzeitbeschäftigung 
relative Nachteile für den Betrieb sehen. Nur die zuletzt 
genannten Angaben bekamen demnach ein negatives Vor-
zeichen. Zweitens wurde bei dieser Gewichtung davon 
ausgegangen, daß eine Einschätzung mit um so größerem 
Gewicht in das Gesamtbild eingehen muß, je größer der 
angegebene Wichtigkeitsgrad ist, ungeachtet dessen, ob 
die Grundeinschätzung positiv, gleich oder negativ lau-
tete. 
Konkret wurden die ursprünglichen Antwortkombina-
tionen mit den in der Fußnote der Übersicht 13 ange-
gebenen Faktoren gewichtet. Die Skala reicht von + 3,0 
für die Antworten positiv/wichtig bis zu — 3,0 für 
negativ/wichtig. Für Angaben der Kategorie „weniger 
wichtig“ wurde ein entsprechend geringerer Faktor ge-
wählt, für Antworten der Kategorie „unwichtig“ ein 
noch geringerer. Die rechte Hälfte der Übersicht 13 zeigt 
die mit diesen Faktoren gewichteten Umfrageergebnisse 
zu dieser Frage. In der Spalte am rechten Rand der 
Übersicht werden einmal die Zeilensummen ausgewiesen 
wie auch der Saldo, der sich aus der Summe der Positiv-
und Gleich-Antworten und der Negativ-Antworten für 
jeden einzelnen Aspekt ergibt. 
In methodischer Hinsicht ist bei der Interpretation die-
ses Ergebnisses folgendes zu beachten. Hinsichtlich der 
unterschiedlichen Wichtigkeit der einzelnen hier vorge-
gebenen Aspekte im Vollzeit-Teilzeit-Kalkül der Unter-
nehmen wurde hier zwar — und darin liegt ein beträcht-
licher Fortschritt gegenüber lediglich qualitativen An-
gaben (positiv, gleich oder negativ) — die Möglichkeit 
geboten, zwischen „wichtig“, „weniger wichtig“ und „un-
wichtig“ zu differenzieren. Da aus den so gegliederten 
Angaben aber dennoch nicht entnommen werden kann, 
für  wie  wichtig die einzelnen Faktoren im Vergleich zu 
anderen erachtet werden, ob also „wichtig“ im Falle z. B. 
der Leistung je Arbeitsstunde den gleichen Stellenwert 
hat wie „wichtig“ im Falle des Verwaltungsaufwands, 
können diese Antworten im strengen Sinne auch nicht 
gegeneinander saldiert werden. Dennoch zeigen diese 
Befragungsergebnisse in der Aggregation über alle be-
fragten Unternehmen recht klar die Struktur der Ein-
schätzung der verschiedenen Aspekte. Zweitens ist zu be-
denken, daß das hier gewählte Gewichtungsschema eines 
unter möglichen ist. Je größer man die Abstände zwi-
schen „wichtig“ und „unwichtig“ in der Skala der Ge-
wichtungsfaktoren wählt, desto mehr schlagen dement-
sprechend die „Wichtig“-Angaben auf das Gesamtergeb-
nis durch. Da dies jedoch gleichermaßen für positive, in-
differente und negative Einschätzungen gilt, wird das 
Verhältnis  der Endresultate dieser Gewichtung zuein-
ander hiervon nicht berührt. Wichtig ist schließlich, daß 
das Gesamtbild der Vor- und Nachteile von Teilzeit-
arbeit, das sich aus dieser Befragung ergibt, im Hinblick 
auf per Saldo negative bzw. positive Aspekte wesentlich 
von der Zahl und Auswahl der vorgegebenen Aspekte 
bedingt ist. 
Unter dem Vorbehalt dieser Einschränkungen verdienen 
jedoch vor allem folgende Ergebnisse dieser Befragung 
besondere Beachtung: 
•  Teilzeitarbeit wird von den Unternehmen unter den 
verschiedenen   kostenrelevanten   Aspekten   überwiegend 
negativ beurteilt. Dies gilt sowohl für Personalzusatz-
kosten wie für die Kosten der Arbeitsplatzausstattung 
wie für den allgemeinen Verwaltungsaufwand. Beacht-
lich ist hierbei jedoch, wie oben schon angedeutet, daß 
die Einschätzung dieser Kostenaspekte dabei keineswegs 
einhellig ist. Unter allen drei Kostenaspekten wird von 
einer beträchtlichen Minderheit der Unternehmen Teil-
zeitbeschäftigung nicht ungünstiger, im Falle der Perso-
nalzusatzkosten sogar in vielen Fällen günstiger beurteilt 
als Vollzeitbeschäftigung. 
•  Unter allen hier gewählten Aspekten, die für ertrags-
relevant zu halten sind — vor allem also: Leistung je 
Arbeitsstunde,   Flexibilität   des   Personaleinsatzes,   Zahl 
der Arbeitsunfälle, Krankheits- und sonstige Fehlzeiten, 
Fluktuationsrate- wird Teilzeitbeschäftigung weit über-
wiegend positiv gesehen. Auch hier gibt es jedoch eine 
jeweils nicht unbeträchtliche Zahl entgegenstehender ne-
gativer Einschätzungen. 
•  Wenn auch die schließlich ermittelten Salden der ein-
zelnen Aspekte, wie oben erwähnt, ihrerseits nicht gegen-
einander saldiert werden können, so vermitteln sie doch 
im Hinblick auf Vorzeichen und absolute Höhe ein Bild 
von   der   Bedeutung   der   einzelnen   Faktoren   in   dem 
Gesamtkalkül, wie es bisher nicht zur Verfügung gestan- 
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für den Produktivitätsaspekt (Leistung je Arbeitsstunde), 
für die Rolle des regionalen Arbeitskräfteangebots wie 
auch für den Aspekt der Krankheitsausfälle und sonsti-
gen Fehlzeiten auf. 
In der weiteren Analyse soll vor allem geklärt werden, 
welche Bedeutung die einzelnen Aspekte in den einzelnen 
Sektoren, Betriebsgrößenklassen und Betriebstypen ha-
ben. Auf eine Darstellung der entsprechenden Ergebnisse 
im Baugewerbe wird hier verzichtet, da Teilzeitbeschäf-
tigung in diesem Wirtschaftszweig nur eine sehr unter-
geordnete Rolle spielt und hier auch kaum Expansions-
möglichkeiten von den Unternehmen gesehen werden. 
3. Bauhauptgewerbe 
3.1 Zur Entwicklung von Produktion und Beschäftigung 
Im Jahr 1971 hatte das Bauhauptgewerbe seinen höch-
sten Beschäftigtenstand erreicht. Seitdem ist die Zahl 
der dort Beschäftigten um rund 400 000, d. h. um mehr 
als ein Viertel zurückgegangen. Wie sich bereits aufgrund 
der Arbeitsmarktumfrage vom Spätherbst 1976 abge-
zeichnet hatte, war der Schrumpfungsprozeß auch 1977 
noch nicht abgeschlossen. Das damalige Befragungsergeb-
nis wurde der Richtung nach von der tatsächlichen Ent-
wicklung bestätigt, wenngleich der Beschäftigungsrück-
gang mit — 4,5 %etwas stärker ausfiel, als noch vor 
einem Jahr zu befürchten war. 
Als Indiz für die Aussagekraft der im folgenden vor-
gelegten Ergebnisse kann die im Rahmen der neuen Er-
hebung (ex-post) abgefragte Beschäftigungsveränderung 
für das Jahr 1977 gelten (vgl. Übersicht 2). Mit rd. 
— 4 %stimmt sie nämlich gut mit der tatsächlichen Ent-
wicklung lt. amtlicher Statistik überein. Für 1978 
erwarten 13 %der Unternehmen eine Zunahme der 
Produktionstätigkeit  (um durchschnittlich 8 °/o) sowie 18 
%der Unternehmen eine Abnahme (um durchschnittlich 
13°/o, vgl. Übersicht 1). Deutlich höher als in der 
Verarbeitenden Industrie ist hier mit 69 %der Anteil 
derjenigen Unternehmen, die mit stagnierender Produk-
tionstätigkeit rechnen. Die Produktionsentwicklung der 
einzelnen Betriebe ist im Bauhauptgewerbe demnach 
weniger differenziert als in der Verarbeitenden Industrie. 
Ausgeprägter noch als in der Verarbeitenden Industrie 
ist die Unsicherheit der Produktionserwartungen der Bau-
unternehmen auf mittlere Sicht: Gut die Hälfte der 
Unternehmen hielt die Entwicklung in den nächsten 3 bis 
5 Jahren nicht für vorausschätzbar. Gleichermaßen 8 bis 
9% der Unternehmen rechnen gegenüber 1977 mit einer 
Zu- bzw. Abnahme und 31 %mit Stagnation. Die Pro-
duktionserwartungen des Bauhauptgewerbes sind auf 
mittlere Sicht somit vergleichsweise pessimistischer als in 
der Verarbeitenden Industrie. 
Die Befragungsergebnisse zur voraussichtlichen Beschäf-
tigungsentwicklung im Jahr 1978 lassen eine merkliche 
Verlangsamung des bisherigen Beschäftigungsabbaus er-
kennen: Mehr als drei Viertel der Unternehmen werden 
voraussichtlich ihren Personalbestand halten. 6 %erwarten 
eine Zunahme — um durchschnittlich + 9 %— und 
17%erwarten eine Abnahme, und zwar um durch-
schnittlich — 11 %. Das ergibt insgesamt eine Abnahme 
um durchschnittlich —1,3%. Es ist zudem nicht auszu-
schließen, daß mittlerweile eine Revision der Unter-
nehmenspläne nach oben erfolgt ist. Die Ergebnisse des 
Ifo-Konjunkturtests lassen in den ersten Monaten des 
Jahres 1978 nämlich eine Wende zum Besseren erkennen. 
Auch die kurzfristigen Beschäftigungserwartungen haben 
eine entscheidende Korrektur erfahren: Erwarteten im 
Oktober 1977 per Saldo noch 9% der befragten Bau-
unternehmen einen weiteren Personalabbau im Laufe des 
Jahres 1978, so deuten die Ergebnisse des Ifo-Konjunk-
turtests seit Jahresbeginn 1978 auf wesentlich verbesserte 
Beschäftigungschancen in den ersten zwei Dritteln des 
laufenden Jahres hin: Seit Jahresbeginn rechnet eine stei-
gende Anzahl von Bauunternehmen mit einer Erhöhung 
der Beschäftigtenzahl in den nächsten 3 — 4 Monaten. Im 
April betrug der Saldo der Meldungen über Zu- und 
Abnahme der Beschäftigtenzahl + 20 %. Hierbei handelt 
es sich zwar zum Teil um die im Frühjahr saisonübliche 
Entwicklung. Vergleicht man jedoch die Testsalden der 
ersten vier Monate des Jahres 1978 mit denen der Vor-
jahre, so zeigt sich, daß diese Entwicklung auch einen 
konjunkturellen Aufschwung signalisiert. Wie die 
Einschätzung der Produktionsentwicklung, so sind auch 
die  Beschäftigungserwartungen der Unternehmen auf 
mittlere Sicht weitgehend unsicher: Die Hälfte der 
befragten Unternehmen hält die Entwicklung für nicht 
vorausschätzbar. Die andere Hälfte erwartet eine 
Stabilisierung bei insgesamt weiterhin leicht rückläufiger 
Tendenz (vgl. Übersicht 2). 
Eine, der Zusatzfrage im Rahmen des Ifo-Konjunktur-
tests für die Verarbeitende Industrie entsprechende Frage 
zu den Gründen für stagnierende bzw. rückläufige Be-
schäftigung  wurde den Unternehmen des Bauhaupt-
gewerbes nicht gestellt. Indirekt lassen aber die Gründe 
für die Unterauslastung der technischen Kapazität dar-
auf schließen, daß dafür weit überwiegend mangelnde 
Baunachfrage verantwortlich ist (vgl. Übersicht 6). 
3.2 Zur Entwicklung der Beschäftigungsstruktur auf 
mittlere Sicht 
Die bereits in der vorhergehenden Befragung festgestellte 
Tendenz zu einem höheren Facharbeiteranteil (an allen 
Arbeitern) hält weiter an, wenngleich diese Verschiebung 
hin zu höherqualifizierten Tätigkeiten hier weniger 
ausgeprägt ist als in der Verarbeitenden Industrie. Der 
Anteil qualifizierter und leitender Angestellter an allen 
anderen Angestellten wird nahezu unverändert bleiben im 
Gegensatz zur voraussichtlichen Erhöhung dieses Anteils 
in der Verarbeitenden Industrie. Abnehmen wird — 
ebenfalls im Gegensatz zur Verarbeitenden Industrie — 
der Frauenanteil. Der in der Industrie rückläufige Anteil 
der Teilzeitbeschäftigten bleibt im Bauhauptgewerbe 
dagegen voraussichtlich stabil. Hier ist allerdings auf das 
geringe Gewicht dieser Beschäftigungsgruppe 
hinzuweisen. 
Die übrigen erwarteten strukturellen Verschiebungen 
stimmen weitgehend mit der Verarbeitenden Industrie 
überein: Weitere relative Abnahme der Beschäftigung im 
Verwaltungsbereich — wenn auch schwächer ausgeprägt; 
Abnahme des Ausländeranteils in gleichem Ausmaß; Zu-
nahme des Anteils der Jugendlichen (unter 20 Jahre) und 
auch der Auszubildenden. Der Anteil der älteren Arbeit-
nehmer (über 50 Jahre) wird im Baugewerbe gleichblei-
ben. 
3.3 Zur Auslastung des Arbeitsplatzpotentials 
Wie in der Verarbeitenden Industrie wurden auch die 
Unternehmen des Bauhauptgewerbes zur Auslastung ih-
rer technischen Kapazität und zum Arbeitsplatzpoten-
tial befragt. 
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Rund zwei Drittel der Bauunternehmen gaben an, daß 
ihre technischen Kapazitäten nicht im betriebsüblichen 
Umfang ausgelastet sind (vgl. Übersicht 6). Die überwie-
gende Mehrheit der Baufirmen (73 °/o) führte die Unter-
auslastung auf konjunkturelle Nachfrageschwäche zu-
rück. 
Rund ein Viertel aller Bauunternehmen meldete, daß die 
Unterauslastung auf Sättigungsprobleme in den von ih-
nen derzeit bedienten Märkten zurückzuführen sei. 
Starken inländischen Konkurrenzdruck sahen 19 % der 
Bauunternehmen als Grund für die Unterauslastung der 
Kapazitäten an. Ausländischer Konkurrenzdruck wurde 
als Begründung in keinem Fall genannt. Dies überrascht 
aufgrund der baurelevanten Marktstruktur nicht. 
Arbeitskräftemangel wurde in 16 %aller Fälle genannt. 
Hierfür dürfte die vorangegangene, konjunkturell be-
dingte, starke Abwanderung von Baufacharbeitern in an-
dere Berufsbereiche verantwortlich sein. In diesem Zu-
sammenhang ist allerdings darauf hinzuweisen, daß bei 
der Frage nach den Gründen der Unterauslastung Mehr-
fachnennungen zugelassen waren. 
Wie für die Verarbeitende Industrie, wurde auch für das 
Bauhauptgewerbe — an die Befragung zum Jahresende 
1976 anschließend — versucht, Anhaltspunkte für das 
Ausmaß der derzeit ungenutzten Arbeitsplatzkapazitäten 
im Bauhauptgewerbe empirisch zu ermitteln. Um die 
derzeit vorhandenen technischen Kapazitäten in der Bau-
wirtschaft auszulasten, müßte nach Ansicht jener ⅔ der 
Baufirmen, die derzeit noch unter Auslastungsproblemen 
leiden, die Produktion um durchschnittlich 29 %an-
steigen. Um eine solche Produktionssteigerung zu errei-
chen, wäre nach Meinung der Firmen eine Erhöhung der 
Beschäftigtenzahl um 175 000 Personen erforderlich (vgl. 
Übersicht 8). 
Bei der Interpretation dieser Arbeitsplatzreserve muß auf 
die zugrundegelegten Annahmen geachtet werden: Genü-
gend Aufträge und genügend geeignete Arbeitskräfte 
auf dem Arbeitsmarkt. Im Vergleich zu den Industrie-
unternehmen dürften sich die Bauunternehmen bei den 
Angaben zum Arbeitsplatzpotential in wesentlich gerin-
gerem Umfang am vorhandenen Sachkapitalbestand 
orientiert haben. Zum einen ist nämlich im Baugewerbe 
die Kombination der Produktionsfaktoren Arbeit und 
Kapital auch auf kurze Sicht wesentlich weniger starr 
als in der Industrie, zum anderen wird in der Bauwirt-
schaft ein großer Teil der Geräte erst nach Erteilung eines 
Bauauftrages angeschafft (sei es gekauft oder geliehen). 
Aus diesem Grunde orientieren sich die Angaben zum 
Arbeitsplatzpotential bei den Baufirmen wohl häufig an 
der Beschäftigungssituation in früheren, guten Baujah-
ren. 
Relativiert wird diese Einschränkung allerdings durch 
die Antwort der Unternehmen, an welchen Anlagen die 
zusätzlich einzustellenden Mitarbeiter bei Erreichung der 
betriebsüblichen Vollausnutzung der technischen Kapazi-
tät eingesetzt würden (vgl. Übersicht 9): 68 %der Un-
ternehmen würden — die „überwiegend-“ und „teilwei-
se“-Meldungen zusammengewichtet — die zum Zeit-
punkt der Befragung teilgenutzten Anlagen stärker aus-
lasten. Auch wäre die Wiederinbetriebnahme stillgeleg-
ter Anlagen hier mit 32 % etwas häufiger als in der 
Verarbeitenden Industrie. 
Wie für die Verarbeitende Industrie ist auch hier zu fra-
gen, inwieweit anhaltende Unterauslastung der techni-
schen Kapazität tendenziell zu einer Verlängerung der 
Lebensdauer derselben führt. Eine entsprechende Frage 
ergab, daß 36 %der Unternehmen des Bauhauptgewerbes 
— also mehr als in der Verarbeitenden Industrie — dies 
bejahen (vgl. Übersicht 11). Als durchschnittliche 
Verlängerung der Lebensdauer wurde 19 %angegeben. 
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